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versetzen?

Der Großbergbau, der indigertous Peoples 
Rights Act und die Anti-ßergbau-ßewegung.

von Niklas Reese
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Die Philippinen sind reich gesegnet mit Bodenschätzen. Gold, Kupfer, Nik

kei, Chrom — auf fast allen Inseln werden große Vorräte vermutet. Das 

weckt Begehrlichkeiten. Schon die Spanier schielten auf die sagenhaften 

Goldvorräte der Bergregionen Nordluzons. Und Anfang des 20. Jahrhun

derts begannen die Amerikaner mit dem Großbergbau — und verdrängten 

vielerorts die traditionellen Kleinschürfer. Heute sind es nationale und nun 

verstärkt wieder internationale Bergbaukonzerne, die die Berge abtragen 

und die Reichtümer der Erde auszubeuten suchen.

B
eispiel Gold: Heutzutage er

möglichen neue Bergbau
techniken, auch ein Gramm 

Gold pro Tonne Gestein (sprich: mit 

99,99 Prozent >Abraum<) noch wirt

schaftlich auszubeuten. Und der

stark gesunkene Goldpreis erfordert 

eine kostengünstige Abbaumethode 

— den Tagebau. Diese Art des Berg

baus führt zu desaströsen ökologi

schen, gesundheitlichen und sozialen 

Folgen.

Der Mining Act von 1995

Sinkende Weltmarktpreise 

und gesetzliche Beschränkungen 

ausländischen wirtschaftlichen Enga

gements haben den Bergbau in den 

Philippinen zeitweise darniederliegen 
lassen. Dann setzte die Regierung 

auf den großflächigen Mineralienab

bau, um das Land aus der Schulden

falle (1998: 45,7 Milliarden US-Dollar) 

zu führen. Also wurde 1995 ein neues 

Bergbaugesetz, der Mining Act of 

1995, als Gesetz der Republic Act 

7942, verabschiedet.

Bislang musste ein Unter

nehmen sich zu mindestens 60 Pro

zent in philippinischem Besitz befin

den. Es operierte auf Grundlage des 

Mineral Production Sharing Agree

ment (MPSA) oder von Erkundungsli

zenzen (EPA). Nun können zusätzlich 

auch 100 Prozent in ausländischem 

Besitz befindliche Bergbauunterneh

men eine Bergbaukonzession erhal

ten, sogenannte Financial or Techni

cal Assistance Agreements (FTAAs). 

Ein FTAA umfasst dabei anfangs

Niklas Reese ist Theologe und Sozi

alwissenschaftler. Er engagiert sich 

bis zum April 2000 als Vorstandsmit

glied im Verein philippinenbüro und 

übernimmt dann dessen Geschäfts

führung.
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Applications in the Philippines
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Überblickskarte über beantragte Financial or Technical Assistance Agreements (FTAA)

üüdostasien 1/00



Philippinen__________________________________________________________77

Stand der Bergbauanträge und -genehmigungen (Juli 1999)

genehmigt aufgegeben abgelehnt abgelaufen
werden

bearbeitet
Summe

FTAA (Anzahl) 3 55 16 7 72 152

MPSA (Anzahl) 118 100 489 - 1.935 2.642

EPA (Anzahl) 46 43 62 6 498 655

Fläche (ha)

Anteil an Fläche d. Phil. (%)

677.770

6

13.548.006

44

14.225.776

50

Ein Blick auf den Stand der Bergbauoperationen zeigt, dass sich die meisten Unternehmen in der Spekulationsphase befinden, (noch) nicht in der 

Explorations- oder gar Abbauphase. Aber es könnte einst das halbe Land von diesen Operationen betroffen sein.

81000 ha, die erkundet werden dür

fen — tatsächlich abgebaut werden 

darf dann auf max. 5000 ha.

Den Konzernen werden da
bei sogenannte Erleichterungsrechte 

(<easement rights) zugebilligt, de facto 
weitreichende Souveränitätsrechte. 

Unternehmen dürfen soviel Holz 

schlagen und Wasser nutzen, wie es 
für ihre erfolgreichen Operationen nö

tig ist und aus dem gleichen Grund 

Straßen und Gebäude bauen und 
Dörfer umsiedeln. Sie dürfen den Zu

gang zu ihrem Betätigungsgebiet 

(und damit auch zu den Siedlungen 

darin) kontrollieren.
Der Mining Act beinhaltet 

zwar auf dem Papier auch recht fort

schrittliche Passagen, etwa eine 

zwingende Konsultation und Zustim

mung der ansässigen Bevölkerung 

und einige Umweltvorschriften: eine 
Umweltverträglichkeitsbescheinigung 

(ECC) ist vorgeschrieben, ein Um
weltverbesserungsprogramm und die 

Wiederherstellung des Operations

gebietes. Sie werden aber kaum 

überwacht, die Firmen werden für 

Verstöße nicht zur Rechenschaft ge

zogen.
Die Regierung argumentiert, 

es bedürfe dieses Bergbaugesetzes. 

Denn nur ausländische Unternehmen 

brächten das nötige Kapital und die 

nötige Technik mit, die ein effizienter 

Großbergbau voraussetzt. Der Tech

nologieimport lasse zudem Techno

logietransfer erwarten. Zum anderen 

versprächen die Steuereinnahmen 

einen kräftigen Schub für die ange
schlagenen öffentlichen Finanzen — 

kommunal, regional und national.
Und so ist die herrschende 

Bergbaupolitik von drei Prinzipien 

bestimmt:
- Gierig und kurzsichtig alle Res

sourcen so schnell wie möglich 

und in großem Maßstab ausbeu- 

ten zu wollen.
- Die Förderung des Großbergbaus 

auf Kosten der Kleinschürfer.

- Und ausländische Firmen bei der 

Konzessionsvergabe zu bevorzu
gen — Folge einer exportorientier

ten und am Weltmarkt ausgerich

teten Wirtschaftspolitik.

Die Aussichten sind düster: 
Unter dem neuen Wirtschaftsplan, 

dem Angat Pinoy Program 1999-2004 

Medium Term Philippine Develop

ment Plan, visiert die Regierung die 

Genehmigung von 370 Bergbaulizen

zen an - davon 10 FTAAs jährlich. 

Zugleich soll das Verbot des Land

besitzes von Ausländern aus der 

Verfassung entfernt werden.

Das Recht auf 
Partizipation — Der 
Indigenous Peoples 
Rights Act

Vom Bergbau sind in beson

derem Maße die in den Bergen der 

Cordilleras und Mindanaos ansässi
gen Indigenen betroffenen. Denn dort 

finden sich die meisten Edelmetall

vorräte. 60 Prozent der Cordilleras 

sind von Bergbauanträgen bedeckt 

und von Bergbauaktivitäten bedroht.
1997 wurde der Indigenous 

Peoples Rights Act (IPRA) verab

schiedet und steht heute neben dem 

Mining Act im Zentrum der gesell

schaftlichen Konflikte um den Groß

bergbau. Denn bei Bergbaukonflikten 

geht es immer auch um die Umset
zung bzw. mangelnde Umsetzung 

der Bestimmungen des IPRA. Und in 
einigen Punkten geraten beide Ge

setzeswerke auch in Konflikt.

Der politische Kampf der In
digenen ist vor allem einer um 

Selbstbestimmung und Partizipation. 

Das Recht auf Verfügungsgewalt 
über ihr Land und dessen Ressour

cen. Das Recht, die eigenen Kultur zu 

bewahren. Das Recht auf politische 

Autonomie. Und der IPRA kodifiziert 

dieses Recht so weitgehend wie 
noch nie.1

So sieht das IPRA etwa Zerti
fikate über angestammtes Land 

(Certificate of Ancestral Land Title — 
CADT) vor, die der angestammten 

Bevölkerung theoretisch die völlige 

Verfügungsgewalt über ihr Land ge
ben. Nichts soll dort ohne ihre Einwil

ligung geschehen, sie sollen Haupt

nutznießer aller ökonomischen Aktivi
tät auf ihrem Gebiet sein - sogar Zu

zugsbeschränkungen können die In

digenen verhängen.

Seither bedarf es für jedes 

Projekt auf angestammtem Land ei

ner »freien, vorausgehenden, infor

mierten Zustimmung« (free prior in- 

formed consent: FPIC) der indigenen 
Bevölkerung.2 Ohne ein Memoran

dum der Zustimmung (Memorandum 

of Agreement: MOA), in dem dieser 

FPIC niedergelegt wird, darf weder 

eine Erschließungsgenehmigung 

noch eine endgültige Abbaulizenz 

erteilt werden.

| Wie Unternehmen und 
I Regierung Partizipation 
; buchstabieren

Die Unternehmen ärgern die 

Partizipationsbestimmungen, denn 

sie verursachen höhere Kosten und 

verzögern, ja gefährden ihre Projekte. 

Zugleich wissen die Unternehmen 

aber, dass es — von der gesetzli

chen Bestimmung abgesehen — 

auch für das eigene Image unerläss

lich ist, sich der Zustimmung zu ver

sichern. Widerstand vor Ort und Pro

teste der unbequemen NGOs im 
Heimatland bringen schlechte Öffent

lichkeit. Es muss also irgendwie ge

lingen, den weit verbreiteten Wider

stand zu brechen, sich die Zustim

mung zu erschleichen und das Pro

jekt zum Laufen zu bringen.

Dabei gibt es grob fünf Me

thoden, wie sie dabei vorgehen: Be

stechung, Einschüchterung und Ge

walt, Täuschung, »Teile und Herrsche*
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Oft kann nur pure Gewalt — unter Mitwirkung der örtlichen »Sicherheitskräfte« — den lokalen 
Widerstand gegen die Bergbauprojekte brechen.

und die mangelnde Beteiligung an 

den Entscheidungen über die Ge

nehmigung und die Art und Weise 

der Operationen.

Die Kunst der Bestechung

Straßen, Kliniken, Schulen 

und Lehrerinnen, Stromversorgung, 

eine bevorzugte Beschäftigung von 

Einheimischen, überhöhte Preise für 

das zu verkaufende Land, auch der 

Aufbau von Lebensunterhaltprojek

ten — alles wird von Unternehmen 

versprochen für den Fall einer Zu

stimmung, auch ohne dass sie dar
um gebeten worden wären. Zuweilen 

heißt es dann auch einfach »Ihr be

kommt alles, was ihr wollt«.
Wahre Entwicklungsdampf

walzen, ohne aber darauf vorbereitet 
zu werden, bedeutet so ein Vorge

hen für die Bevölkerung. Sie dienen 

nicht einmal der Entwicklung und 
früher oder später sterben alle diese 

Projekte ihren natürlichen Tod.

Ganz pragmatisch stimmen 

dennoch manche den Großprojekten 

zu, weil es die einzige Möglichkeit zu 

sein scheint, dass ihre Gebiete mit 

der grundlegenden Infrastruktur 

ausgestattet werden. »Als mein 

Haus erleuchtet wurde, wurde auch 

ich erleuchtet« — so der Bürger

meister eines Bergbaudorfes.
Wenn das alles nicht nützt, 

werden die Stammesältesten direkt 

bestochen, d.h. gut dafür bezahlt 

und mit allen möglichen Wohltaten 

versorgt, damit sie »Recht und Ord

nung« aufrechterhalten. Sie haben 

dann für die Zustimmung in ihrer 

Gemeinden zu sorgen oder — im 

Fall fortgesetzter Widerständigkeit — 

an ihrer statt die MOAs zu unter
schreiben.

78_____________________

| Einschüchterung und 
1 Gewalt

An vielen Orten von Entwick

lungsprojekten werden Einheiten der 

Armee oder der Polizei angesiedelt, 

stets mit der Begründung, dass man 

diese vor Angriffen der NPA oder 

von »Terroristen« schützen müsse. 

Straßenblockaden und andere Wi

derstandsaktionen werden von Poli

zei und privaten Sicherheitskräften 

gewaltsam aufgelöst. Wiederholt 

werden Protestierende verhaftet und

für Tage hinter Gitter gebracht, Kin

der eingeschlossen.
Die Soldaten plündern wei

terhin gelegentlich Felder, rauben 

Nutztiere, schießen wild in der Ge

gend herum und tragen das alte mili

taristische Selbstverständnis zur 

Schau, das sie die vielen Jahre 

während der Marcos-Diktatur ent

wickelt haben. Ob diese Einschüch

terung nun Programm ist oder nicht, 

was die Bevölkerung versteht, ist 

dass es nicht ratsam ist, bei militä

rischer Präsenz zu aufmüpfig zu 

sein.

Außerdem überziehen Un

ternehmen die widerständige Bevöl

kerung mit Gerichtsverfahren, um sie 

mundtot zu machen. Denn dies be

deutet für die Bevölkerung eine gro

ße zeitliche und finanzielle Belastung 

und einen ungleichen Kampf, es mit 

den Anwälten der Firmen aufzuneh

men. Die bieten dann »großzügig« 

an: Ihr akzeptiert alle unsere Bedin

gungen, unterschreibt ein MOA, 

dann lassen wir diese Gerichtsver

fahren gegen euch fallen.

fj Täuschung

Unternehmen geben be

wusst völlig falsche oder mangelnde 

Informationen weiter. Oft werden die 

Bewohnerinnen erst über die Projek

te informiert, wenn sie fix und fertig 

ausgearbeitet und in Manila bereits 

abgesegnet sind. MOAs werden 

vorgelegt, ohne dass die Bewohne

rinnen über ihre Bedeutung unter
richtet werden. Über die zentrale 

Bedeutung der ECCs für Genehmi

gung und Kontrolle der Bergbautä
tigkeiten werden sie im Unklaren 

gelassen. Ohne NGOs würden sie 

gar nicht in Erfahrung bringen kön

nen, was eigentlich diese Opera

tionen bedeuten, welche ökologi

schen, sozialen und kulturellen Fol

gen diese für ihre Heimat mit sich 
bringen.

Zudem ist die Sprache, in 
der die Konsultationen durchgeführt 

werden, den Leuten häufig unver

ständlich. Sei es, dass sie Englisch 

nur unzureichend verstehen; sei es, 

dass Unternehmen und Regierung 

die Konsultationen in einer sehr 

technischen, rechtlichen Sprache 
durchführen, die Laien nicht begrei

fen können.

1 Teile und herrsche

Die Gemeinden werden ge

spalten, in Befürworterinnen und 

Nutznießer und in Gegner und Leid

tragende. Die Dörfer (barangays) ei

ner Stadt werden gegeneinander 

ausgespielt; die nicht unmittelbar 

Betroffenen sind von den großen 

Versprechungen beeindruckt und 

wollen das Projekt; die betroffenen 

barangays, die hauptsächlich von 

den Folgen betroffen sein werden, 

sind dagegen. Die angestammte 

Bevölkerung wird gegen die zuge

wanderte ausgespielt.
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Mangelnde Beteiligung

Der Widerstand vor Ort wird 

nicht zur Kenntnis genommen. Er

folgen Abstimmungen, die sich ge

gen das Projekt aussprechen, wer

den sie einfach ignoriert. Oder aus 

überwältigenden Voten gegen das 

Projekt macht der beim Konzern an- 

gestellte Schriftführer eine Mehrheit. 

Hier und da werden Unterschriften 
gefälscht, um Zustimmung vorzu

täuschen. In Mindanao hat das Um

welt- und Ressourcenministerium 

(DENR) gar einen alternativen 

Stammesrat ins Leben gerufen, da 

der legitime den Bergbauoperatio

nen nicht zustimmen wollte.
Nach außen hin behaupten 

die Firmen dann, es gebe kaum Wi

derstand in den Gebieten — wenn 

überhaupt nur durch die katholische 

Kirche. Ohnehin wird überall ge

streut, es seien bloß die ignoranten 

NGOs, die sich dem Großbergbau 

entgegenstellen.
Verschlimmert wird all dies 

durch eine alte, eingefleischte zen

tralistische Tradition in den Philippi-

— Anzeige —

_____Philippinen_________

nen. Projekte werden häufig in Mani

la beschlossen oder genehmigt und 

den betroffenen Körperschaften nur 

noch vorgelegt. Widerspenstige 

Amtsträger bestraft Manila mit Ent

zug von finanziellen Zuwendungen 

und mit Entzug politischer Unterstüt

zung.

I
Die philippinische Anti- 

Bergbau-Bewegung

Der Mining Act stößt auf ei

nen einmütigen Protest in der phil

ippinischen Gesellschaft. Das Klima 

ist bergbaufeindlich. Zivilgesell

schaftliche Kräfte werden stärker. 

Ihnen gelingt es in zunehmendem 

Maße, tatsächlich etwas zu bewir

ken, mit Demonstrationen, Rechts

kämpfen, politischer Lobby-Arbeit, 

zivilem Ungehorsam oder auch mit 

bewaffnetem Widerstand in Form 

von Stammeskriegen.

Philippinische und interna

tionale NGOs, die Kirchen, Umwelt

gruppen, Menschenrechtsorganisa
tionen, nationalistisch ausgerichtete

politische Gruppierungen in Koope

ration mit zahllosen Volksorganisa

tionen vor Ort — alle bilden sie ein 

breite Front und ein starkes Netz

werk, dem der Widerstand gegen 

den Großbergbau und den Mining 

Act als verbindendes Faktum dient.

ihre Kritik ist sozial motiviert: 

Sie benennt die Verdrängung der 

Kleinschürfer, die Vertreibung der 

Bevölkerung mit ihrer Zerrüttung von 

Familien und Dörfern und die man

gelhafte Beteiligung der Bevölkerung 

vor Ort.

Einige argumentieren zu

dem volkswirtschaftlich und depen- 

denztheoretisch: Diese Form von 

Bergbau verhindere nationale Ent

wicklung und sei eine neokoloniale 

Verfestigung des weltwirtschaftli

chen Status quo. Sie fordern darum 

philippinische Kontrolle (und Aus

beutung) philippinischer Ressour

cen.

Andere heben den ökologi

schen Aspekt hervor und fordern mit 

dem Slogan >Never mine< das Ende 

allen Bergbaus, weil er nicht- 

nachwachsende Rohstoffe ausbeu

tet. Sie setzen auf Wiederverwertung 

und eine Senkung des gesellschaft

lichen Bedarfs. Dieser könnte dann 

auch weitgehend durch Kleinschür

ferei befriedigt werden.

j Politische Erfolge

Die philippinische Zivilge

sellschaft kann auf einige Erfolgsge

schichten zurückblicken: Manche 

Funktionäre im Regierungsapparat 

scheinen ein soziales und ökologi

sches Gewissen entwickelt zu ha
ben. Die Provinzregierung von Capiz 

hat ein Verordnung verabschiedet, 

die ein 15-jähriges Moratorium allen 

Großbergbaus verfügt. In der Provinz 

Aurora darf zumindest in Wasser

schutzgebieten (die große Teile der 

Provinz umfassen) kein Bergbau 

mehr stattfinden. Viele Gouverneure 

und Kongressabgeordnete aus 

Bergbauprovinzen verlangen die 

Rücknahme des Mining Acts. Das 

DENR hat im September 1998 erklä

ren müssen, dass es vorläufig keine 

Anträge auf Bergbau in den Zen

tralcordilleras mehr genehmigen 

werde; v.a. weil die angestammte 

Bevölkerung damit droht, wieder 

Krieg gegen die Eindringlinge zu 

führen.

______________________79
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Bislang sind nur 3 von 152 

FTAA-Anträgen genehmigt worden, 

und auch die stehen auf wackligen 

Füßen, sind sie doch allesamt er

schlichen worden.

Der britische Bergbaukonzern 

Rio Tinto hat sich vorläufig aus Min

danao zurückgezogen, allerdings ohne 

seine Bergbauanträge aufzugeben. 

Das ist die Folge einer Kampagne, die 

von Organisationen der betroffenen Be

völkerung getragen wurde, mit Unter

stützung des philippinischen Men

schenrechtsverbandes TFDP, der ka

tholischen Diözesen vor Ort und der in 

London ansässigen Indigenenrechts- 

organisation Survival International.

Politik und Wirtschaft spüren 

den Druck der Zivilgesellschaft und 

fürchten sich vor der aufmerksamer

I
>Sustainable Mining« — 
die Gegenkampagne der 
Bergbauindustrie

Die Bergbauindustrie spürt 

den Gegenwind. Sie schläft nicht und 

geht in die Offensive, indem sie ver
sucht, den zivilgesellschaftlichen 

Protest zu diskreditieren und kleinzu

reden. Ihre Argumente lauten: Die 

NGOs haben keine Ahnung — be

treiben 24-Stunden-Kampagnen statt 

sich vor Ort umzuschauen — neh

men neue Entwicklungen nicht zur 

Kenntnis. Ihre Berichte seien schwar

ze Propaganda, mit dem schnöden 

Ziel, internationale Hilfsgelder zu 
akquirieren.

Und die Industrie will der 
uniformierten Öffentlichkeit ein neu

bitte nicht mehr an ihren Sünden der 
Vergangenheit messen.3

I Ein Fallbeispiel: Siocon,
I Zamboanga del Morte

Zur Zeit macht ein Bergbau

gebiet besondere Schlagzeilen: Sio

con in der Provinz Zamboanga del 

Norte (Mindanao). Dort bemüht sich 

das kanadische Bergbauunterneh

men TVI Pacific seit Jahren mit unzu

lässigen Mitteln, in den Großbergbau 
einsteigen zu können.4

Ursprünglich bewohnten die 
Subanen die ganze Zamboanga- 

Halbinsel. Doch Migration und groß
flächige Holzfällerei haben sie von 

großen Teilen ihres Landes vertrie

4

werdenden lokalen, nationalen und 
internationalen Öffentlichkeit. Doch 

sollte man sich nicht blenden lassen 

von dem faktisch geringen Erfolg, 

den Bergbauunternehmen zur Zeit 

haben. Vieles ist in der Schwebe. 

Vieles kann zu diesem Zeitpunkt be

einflusst und verhindert werden, aber 

eben auch wieder in Gang kommen. 

Der Druck der Zivilgesellschaft darf 

nicht nachlassen.

en Ansatz verkaufen: »nachhaltigen 

Bergbau« (sustainable mining). Man 

habe aus der Vergangenheit gelernt 

und werde nun ökologisch und sozial 

vorbildlich arbeiten. Sie geloben, sich 

immer am höchsten Standard (best 

practice) orientieren. Sie verabschie

den Verhaltenskodizes, institutionali

sieren Umweltmanagementsysteme 

und lassen sich öko-auditieren und 

zertifizieren. Man solle sie deshalb

ben. Nach Siocon kamen in den 

siebziger zahlreiche Siedlerinnen, 

nicht zuletzt aufgrund der dann ent

deckten Goldader.

1991 wurde Benguet Corpo

ration eine Erkundungslizenz erteilt, 

um dort die Aussichten eines groß

angelegten Goldabbaus zu erkun

den. TVI übernahm 1993 die Lizenz 

und begann mit eigenen Erkun

dungsoperationen. Es wurden poten
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tielle Ressourcen von 750,000 Ton

nen Gestein mit einem Silbergehalt 

von 4.87 Gramm pro Tonne und 

30.82 Gramm Gold pro Tonne ent

deckt. Signifikante Kupfer-Zink- 

Vorräte wurden ebenfalls entdeckt. 

Noch bevor TVI in ihrem Gebiet aktiv 

wurde, beantragte die indigene Be
völkerung 1993 einen Ahnenlandan

spruch (ancestral land Claim). Dieser 

wurde 1997 erteilt.
Als TVI ihre Erkundungen 

aufnahmen, verhängte sie sogleich 

über die ansässige Bevölkerung eine 

ökonomische Blockade. Nur die 

Menschen, die ihre Schürfausrüstung 

abgegaben, bekamen einen Passier

schein und konnten somit Güter des 

täglichen Bedarfs ein- und ausführen. 

Seit 1996 unterhält TVI einen Kon

trollpunkt an der einzigen Straße, die 

in das Gebiet führt.
TVI ließ vorübergehend sein 

Interesse am Betreiben einer Mine 

fallen - wegen der hohen Investiti
onskosten von 1,16 Milliarden Pesos 

(ca. 50 Millionen DM). Die australi

sche Bank Rothschild und die Baye
rische Vereinsbank hatten ursprüng

lich angeboten, das Projekt zu finan

zieren, doch aufgrund der Krise der 

Bergbauindustrie und der asiatischen 

Wirtschaftskrise kam dieses Finanzie

rungsmodell zum Erliegen.

Im Sommer 1999 jedoch 

konnte TVI japanische Investoren 

gewinnen. Deren Bedingung: 5 Pro

bebohrungen müssen zuvor unter

nommen werden, die einen gewinn

trächtigen Betrieb beweisen sollen. 

Das Projekt soll dann mit Konstrukti

onsarbeiten im März 2000 beginnen

und die eigentlichen Abbauoperatio
nen im Juli 2001, mittlerweile illegal, 

da die Subanen nun im Besitz eines 

CADTs sind und keinen FPIC erteilt 
haben.

Mit den Probebohrungen hat 

TVI im August 1999 begonnen. Die 

Subanens und die ansässigen Mi- 

grantlnnen suchten dies zu verhin

dern und blockierten die Zufahrts

straße, um das schwere Gerät aufzu

halten. Das örtliche Gericht verhängte 

eine einstweilige Verfügung gegen 

die Blockiererinnen. Nun wurden sie 

wiederholt von privaten Sicherheits

kräften und Einheiten der philippini

schen Polizei gewaltsam vertrieben, 

manche verhaftet und eingesperrt. 

Seit dem konnte TVI zwei Probeboh

rungen durchführen. Die Blockaden 

wurden inzwischen wieder aufge
nommen.

Die Siocon Subanen As

sociation Inc. und die Organisation 
der indigenen Subanenbevölkerung 

und der kleinschürfenden Migrantln- 

nen, Canatuan Small-Scale Miners 
Multipurpose Cooperation, werden 

von verschiedenen philippinischen 

Menschenrechtsorganisationen (v.a. 
TDFP, TriPeaceDev) unterstützt. Dazu 

ist eine Sondergruppe getreten, die 

die fünf katholischen Diözesen vor 

Ort ins Leben gerufen haben, dem 

DCMI (DIOPIM committee on mining 

issues]. Auch der Bürgermeister von 

Siocon unterstützt sie - u.a. mit Le

bensmittellieferungen.

In der größten philippini

schen Tageszeitung, dem Philippine 

Daily Inquirer, heißt es am 17. No

vember 1999: Die ganze ausländi

sche Bergbaugemeinde verfolgt die 
Vorgänge in Siocon mit großem Inter

esse. Denn hier entscheidet sich Sein 

oder Nicht-Sein der Bergbauopera
tionen im Lande. ffe

Anmerkungen

1)  Die Bergbaubefürworter haben bereits 
Verfassungsklage gegen IPRA eingereicht. 
Es verstoße gegen die Regalian Doctrine, 
beschneide die Allmacht des Präsidenten 
und die Bestimmungen zum Gewohnheits
recht relativierten die nationalen Gesetze.

2)  Der FPIC ist durch vier Säulen bestimmt. 
Es bedarf der Zustimmung aller Mitglieder 
der betroffenen Gemeinden; das Projekt 
muss mit allen seinen Folgen offengelegt 
werden; alle Bestimmungen müssen für 
alle verständlich sein; die Zustimmung 
muss ohne jegliche Form von Manipulation 
erreicht werden.

3)  Die Western Mining Corporation hat eine 
Broschüre >Mining in the Philippines< zu
sammengestellt, in der dieser Ansatz zu 
Papier gebracht wurde (http:Uwww._wmc... 
com.aulphilippines/contents.htm). Eine 
erstaunliche Schrift, da sie die Kritik, die 
Einwände und die Anfragen zusammen
trägt, sie dann allerdings vom Tisch wischt 
indem sie sie allesamt leugnet oder legi
timiert.

4) Survival International hat Siocon zu einem 
ihrer Fälle gemacht [siehe: http;/Jwww. 
surviyal.grg.uk ]. Und vermutlich wird Sio
con in der ein oder anderen Form als Fl- 
AN-Fall aufgegriffen werden (Kontakt über 
das Internationale Sekretariat von FIAN 
oder die wieder aktive Goldkampagne — 
Ansprechpartner: Johannes Rohr <j.rohr@ 
fian.de>).

— Anzeige —

CD
_D

J2

ö

C

0
C
Q.

fi.

TOT
IHRER AUF DEM LAUFENDEM

Mit dem Nachrichtenüberblick 

Philippinen aktuell.

Thematisch sortiert und original aus 

philippinischen Tageszeitungen. 

Jeden Monat die neuesten Entwick

lungen in Politik, Wirtschaft, Gesell

schaft und Kultur in Ihrem Briefka

sten.

Sich möchte Philippinen aktuell 
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Dieses Abo verlängert sich nicht automatisch. 

Dem Ansichtsexemplar wird ein Bestellschein 

beigelegt, der im günstigen Falle ausgefüllt 
und unterschrieben an das philippinenbüro 
zurOckgeschlckt werden kann. Wir bitten, die

ser Bestellung 5,- DM in Briefmarken beizule

gen.
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